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Abkürzungsverzeichnis

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
PTT Post-, Telefon- und Telegrafenbetriebe

SSR Société suisse de radiodiffusion
PTT Postes, téléphones, télégraphes
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Der für 1980 vorgelegte neue Strukturplan des Fernsehens richtet sich noch
ausgeprägter als bisher nach der deutschen Konkurrenz aus. Das Hauptabendprogramm
wird vorverlegt, anspruchsvollere Sendungen werden auf die Zeit nach 21 Uhr
verschoben. Auf 1980 ist ausserdem die Regionalisierung der Tagesschau und der
Ausbau des Informationsblockes vorgesehen. Bereits 1978 wurde die Hauptabteilung
Aktualität und Politik geschaffen. Bei der Besetzung der neuen Posten klagten
Fernsehmitarbeiter, dass Parteiinteressen vor den Fähigkeiten einzelner Kandidaten
gestanden hätten. Beim Radio wurden neue Programmstrukturen bereits eingeführt.
Unter anderem wurde der abendliche Informationsblock zeitlich auf das künftige
Fernsehangebot abgestimmt. Ausserdem werden nun in der Deutschschweiz täglich
Lokalsendungen für fünf verschiedene Regionen ausgestrahlt. Unzufrieden damit sind
die Regierungen der Kantone Solothurn und Aargau, welche von der SRG die Gründung
einer eigenen Radio-Mitgliedgesellschaft und eigene Lokalsendungen wünschen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Die neue Programmstruktur des Deutschschweizer Fernsehens brachte als
wesentlichste Neuerungen die Vorverlegung der Tagesschau und die Einführung eines
fünften Werbeblocks. Dies wie auch die Beschränkung auf unterhaltende oder sonst
wie publikumswirksame Sendungen in der Zeit zwischen 18 und 21 Uhr lösten
Befürchtungen aus, dass der redaktionelle Teil den Anforderungen der Werbung
angepasst werde. Die ebenfalls angestrebte Regionalisierung der Tagesschau scheint
erst ab Herbst 1981 realisierbar zu sein. Programmdirektor G. Frei vom Fernsehen DRS
trat zurück und wurde durch U. Kündig ersetzt. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.10.1979
CHRISTIAN MOSER

Presse

Die durch die Expansion neuer Massenmedien grundlegend veränderten
Wettbewerbsverhältnisse im Informationswesen sind eine wesentliche Ursache der
zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Presse. In einem Zeitpunkt, da die
Einnahmen aus dem Inseratengeschäft rückläufig sind, sollten die Zeitungen vermehrte
personelle und technische Investitionen vornehmen, um mit Radio und Fernsehen
Schritt halten zu können. Diese Situation äusserte sich in Divergenzen zwischen
Verlegern und Journalisten, die auch durch einen neuen vom Verein der Schweizer
Presse (VSP) genehmigten Gesamtarbeitsvertrag für die welsche Schweiz nicht
vollständig beseitigt werden konnten. Auch im revidierten Vertrag sind die
Mindestlöhne für das Welschland deutlich tiefer angesetzt als in der deutschen
Schweiz. Die weitere Diskussion über die Einführung eines Ehrenkodex im Sinne einer
Selbstkontrolle der Massenmedien innerhalb des VSP führte zu keinem Ergebnis. Der
Vorschlag des Zentralvorstandes, einen Presserat einzusetzen, wurde zurückgewiesen.
Die im Bericht der Kartellkommission angeregte vermehrte Kooperation führte im
Aargau und in Luzern zur Zusammenarbeit von Zeitungen verschiedener
parteipolitischer Richtungen. Mit einigem Interesse sah man dem Wiedererscheinen
des «Republikaners» entgegen, der nach mehrjährigem Unterbruch von Nationalrat
Schwarzenbach herausgegeben wird. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.1970
RUTH GULLO

Im Gegensatz zu den Vorjahren, die den Untergang oder die Umstrukturierung von
zahlreichen prominenten Blättern gebracht hatten, fehlte es im Pressewesen an
markanten Ereignissen. Unter dem Druck der wirtschaftlichen Lage – höchstens 20 von
über hundert Tageszeitungen sollen 1974 gewinnbringend gearbeitet haben – setzten
sich jedoch die Konzentrations- und Rationalisierungsprozesse fort, was zu
Substanzverlusten, zu Zerfallserscheinungen und zu einer anhaltenden Beunruhigung
führte, die nicht zuletzt auch in Arbeitskonflikten und Entlassungen ihren Ausdruck
fand. Vorgänge beim «St. Galler Tagblatt», bei der «National-Zeitung», beim
Gratisanzeiger «Züri-Leu» und bei der Frauenzeitschrift «Annabelle» zeugten von
einem verstärkten Druck auf die Redaktionen. Den widrigen Umständen zum Trotz
wurden verschiedene neue Zeitungsexperimente gestartet. Auf wenig Gegenliebe

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1975
ERNST FRISCHKNECHT
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seitens ihrer Kolleginnen stiess eine sich als Alternativmagazin bezeichnende «Leser-
Zeitung», deren Abonnenten zugleich Mitbesitzer und Träger des Unternehmens waren.
Im Gegensatz zur «AZ-Wochenzeitung», die als sozialdemokratisch-gewerkschaftliches
Nachfolgeorgan der «Zürcher AZ» nicht über eine Nullnummer hinauskam, konnte sich
die «Leser-Zeitung» einstweilen über Wasser halten. In Zürich und St. Gallen
vermittelte eine «Telefonziitig» linke Alternativinformationen. Das Westschweizer
Wochenmagazin «L'Hebdo» scheiterte nach fünf Ausgaben an internen Differenzen. In
Lausanne, wo der einflussreiche Pressekonzern Lousonna SA («24 Heures», «Tribune Le
Matin», «La Suisse») 90 Prozent der Tageszeitungsauflagen der Waadt kontrollierte und
eine regionale Depeschenagentur aufzog, erschien mit «Lausanne Soir» ein Abendblatt,
das freilich nur einer Zweitausgabe der freisinnigen «Nouvelle Revue de Lausanne»
gleichkam. 4

Medienpolitische Grundfragen

Anders als im kulturellen Bereich, wo Neues sich häufig nur am Rande artikuliert und
kaum beachtet wird, verdeutlichten die technischen Neuerungen auf dem
Mediensektor die Notwendigkeit einer neuen Medienordnung. Die jüngsten
Auseinandersetzungen in diesem Bereich liessen erkennen, dass es dabei nicht nur um
blosse rechtliche Festschreibungen, sondern vor allem um politische und
wirtschaftliche Macht sowie um die Freiheit der Information und des
Medienschaffenden geht. Dabei wird offenbar von interessierten Kreisen versucht, die
bevorstehenden Entscheidungen zu präjudizieren. Dies umso mehr, als die im Vorjahr
eingesetzte Kommission für eine Medien-Gesamtkonzeption ihre Arbeit erst Mitte 1981
abschliessen wird. Sie hat 1979 noch keine formellen Beschlüsse gefasst und sich neben
der Erfassung des Ist-Zustandes vor allem den dringlich vorzuziehenden Massnahmen
gewidmet und ihre Arbeit mit den andern medienrelevanten Rechtssetzungsprojekten
koordiniert. Die von der Kommission erarbeiteten kommunikationspolitischen
Zielsetzungen legen Wert auf eine Konsolidierung der Medienfreiheit und lehnen eine
Qualitätskontrolle der Medien durch den Staat ab. Medienfreiheit ist nach Ansicht der
Schweizerischen Journalistenunion (SJU) auch von anderer Seite gefährdet. Sie
fordert deshalb von der Medien-Gesamtkonzeption die Garantie, dass private
Medienkonzerne nicht in bisherige und neue elektronische Massenmedien eindringen
können. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.09.1979
CHRISTIAN MOSER

Ein Teilmarkt innerhalb dieses neuen Medienangebots, das Angebot an Pornographie
und vor allem an Gewalt in Videofilmen, bereitet indessen zunehmend
gesellschaftspolitische Schwierigkeiten. Als beunruhigend wird insbesondere vermerkt,
dass Jugendliche eine Vorliebe für solche «Brutalos» entwickeln und diese als eine Art
Mutprobe konsumieren. Dem vereinzelten Ruf nach dem Zensor stehen weit zahlreicher
aber Stimmen entgegen, die in erzieherischen Massnahmen ein adäquateres Mittel
sehen, dieser Entwicklung entgegenzutreten. Trotzdem ist in der laufenden Revision
des Strafgesetzbuches vorgesehen, die Veröffentlichung von Gewaltdarstellungen und
harter Pornographie unter Strafe zu stellen. Darüber hinaus wird jedoch auch davor
gewarnt, die Debatte auf die Videogewalt zu verengen, da mit der beabsichtigten
Einführung des Privatfernsehens und mit dem sich dadurch verschärfenden Kampf um
Mehrheitspublika der Anteil an Gewalt im Fernsehen beträchtlich zunehmen werde.
Diese Perspektive macht deutlich, dass der Hang, Darstellungen von physischer Gewalt
zu rezipieren, ein gesellschaftliches Problem darstellt, das mit Zensurmassnahmen
nicht behoben werden kann.
Mitte August wurde eine Volksinitiative «gegen die Vermarktung von Gewalt und
Sexualität in den Medien» lanciert, der für das Zustandekommen jedoch wenig Chancen
eingeräumt werden. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.09.1987
LUZIUS MEYER
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Telekommunikation

Das Videotex-System der PTT verzeichnete im Berichtsjahr immer noch keinen
Durchbruch; einerseits konnte die Anzahl der Abonnenten nur geringfügig erhöht
werden, andererseits hielten sich auch die Anbieter von Dienstleistungen weiterhin
zurück. In der Öffentlichkeit wurde auch eine Privatisierung von Videotex diskutiert. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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19.12.75;  24 Heures, 13.5.75; Konzept, 20.5.75;  GdL, 4.11.75; TA, 7.11.75; NZZ, 21.3., 3.4., 14.6. und 29.11.75; NZ, 5.12.75; Bund,
7.12.75; Ostschw., 30.12.75.; Schmid (1976). Demokratie von Fall zu Fall. 
5) Vr, 15.3. und 12.9.79; BaZ, 6.2., 16.3. und 19.3.79; TA, 19.3.79; LNN, 30.6.79; NZZ, 8.9. und 12.9.79; JdG, 12.9.79; Ldb, 12.9.79.
6) BBl, III, 1987, S. 10 ff.; Presse vom 1.9.87; Vat., 2.11.87.; Zoom, 38/1986, Nr. 7
7) wf, Radio-/TV-Spiegel, 1992, Nr. 26.
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